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  Hintergrund
Angesichts des Krieges in der Ukraine und der Naturkatastro-
phen der letzten Jahre mit teilweise dramatischen Auswirkun-
gen stellt sich zunehmend die Frage, inwieweit das Gesund-
heitswesen in Deutschland für weitere und möglicherweise 
größere ähnliche Szenarien aufgestellt ist. Dabei ist insbeson-
dere auch die Hygiene gefragt, die dafür gerüstet sein sollte, 
das Risiko von Gesundheits- und vor allem infektionsrelevan-
ten Gefährdungen zu reduzieren.

Die nachfolgende Stellungnahme stützt sich auf einen  
vorangehenden Artikel von Popp und Exner [1] und ergänzt 
diesen, basierend auf einer großen Zahl neuerer Publikatio-
nen. Die Stellungnahme versteht sich als Diskussionsbeitrag 
und die Leserinnen und Leser sind ausdrücklich aufgefordert, 
weitere Folgerungen und Forderungen beizutragen.

  Auswirkungen eines Krieges am Beispiel der Ukraine
Nach dem humanitären Völkerrecht sind Krankenhäuser, 
Feldlazarette, Sanitätspersonal und -transporte grundsätzlich 
zu schützen. Auch kranke und verwundete Menschen dürfen 
nicht angegriffen werden [2]. In der Ukraine, wie auch in an-
deren Kriegen (z.B. Syrien, Jemen, Äthiopien), wird dieses 
Völkerrecht nicht eingehalten. Die russischen Truppen greifen 
gezielt Sanitäter an, die in der ukrainischen Armee die höchs-
ten Gefallenenzahlen aufweisen [3–5]. Allerdings waren auch 
schon im 2. Weltkrieg Luftangriffe auf die Zivilbevölkerung 
eine militärische Option, obwohl dies der Haager Landkriegs-
ordnung von 1923 widersprach [6].

Von russischer Seite erfolgen explizit Angriffe auf die  
medizinische Versorgung:

In den ersten zwei Wochen der Invasion sollen täglich vier 
bis fünf Angriffe auf Krankenhäuser erfolgt sein [7, 8].
Bis Ende Dezember 2022 wurden über 700 Angriffe auf 
Krankenhäuser und Kliniken gezählt [7–9],
über 200 wurden beschädigt oder zerstört, dies entspricht 
fast 10 % der Krankenhäuser in der Ukraine [7–9].
Ferner wurden fast 200 Angriffe auf Apotheken, Blutban-
ken, Zahnkliniken und Forschungseinrichtungen dokumen-
tiert und über 60 Angriffe auf Ambulanzfahrzeuge [7, 9, 10].
In vielen dieser Einrichtungen war oft tagelang kein Strom 
und fließendes Wasser verfügbar [7].
Schwerpunkt der russischen Angriffe auf Einrichtungen des 
Gesundheitswesens ist vor allem der Osten der Ukraine so-
wie die Region um Kiew. In 10 Oblast (Provinzen) wurden 
48 Krankenhäuser mehrfach angegriffen. So wurde z.B. das 
Severodonetsk Multiprofile Hospital in Luhanska Oblast 
zwischen März und Mai 2022 zehnmal getroffen [9].

Allein in den ersten 160 Tagen des Krieges wurden Einrich-
tungen des Gesundheitswesens in 21 ukrainischen Städten 
angegriffen. Auswirkungen waren dabei auch Versorgungs-
probleme mit Wasser, Gas, Elektrizität, Internet-Service 
und Medikamenten [11].

Im Juli 2022 wurde ein Fragebogen an 134 neurochirurgische 
Abteilungen in der Ukraine versandt mit einem Rücklauf von 
72 % [12]:

Danach gaben 8 % der Krankenhäuser an, dass sie schon 
einmal angegriffen wurden.
69  % gaben an, dass bei ihnen schon einmal die Stromver-
sorgung unterbrochen war.
17 % berichteten Unterbrechungen in der Zentralsterilisa- 
tion.
57 % gaben an, dass sie auch Operationen außerhalb ihres 
Fachgebietes (Neurochirurgie) durchgeführt hätten.
Bei 7 % der Krankenhäuser gab es Verletzungen von Mitar-
beitern durch den Krieg.

Im Frühjahr 2024 waren die Auswirkungen auf die Stromver-
sorgung in der gesamten Ukraine so weitreichend, dass teil-
weise in der ganzen Ukraine der Strom abgeschaltet werden 
musste [13].

Nach neueren Daten der WHO gab es in den ersten 18 Mo-
naten des Krieges in der Ukraine 1.500 Angriffe auf das uk-
rainische Gesundheitswesen, 37 % davon in den ersten 6 Wo-
chen. In der Folge kam es zu 113 Todesfällen und 211 Ver-
letzten beim Personal und bei Patienten. Sanitätstransporte 
hatten im Vergleich zu anderen Bereichen des Gesundheits-
wesens ein dreifach höheres Risiko, Opfer von Angriffen zu 
werden [14].

Allein im Jahr 2023 wurden über 100  Mitarbeiter des  
ukrainischen Gesundheitswesens getötet. Fast 400  Mitar-
beiter erfuhren Gewalt im Rahmen ihrer Tätigkeit. Dies ist 
aber kein alleiniges Spezifikum des Krieges in der Ukraine, 
sondern in vielen von Krieg betroffen Ländern der Fall. Bei-
spielhaft seien genannt Afghanistan, Demokratische Republik 
Kongo, Myanmar und Sudan.

Nach einer neuesten Veröffentlichung [15] gab es bis März 
2024 1.682 Angriffe auf das ukrainische Gesundheitswesen 
mit 128 Todesopfern und 288 Verletzten. Von fast 10.000 Ein-
richtungen des Gesundheitswesens wurden über 1.200 durch 
Angriffe teilweise oder ganz beschädigt.

Neben den direkten Auswirkungen hat dies auch Auswir-
kungen auf präventive Aktionen, z.B. Impfkampagnen oder 
Krebs-Screening [16]. So wurde bei einer Befragung von 74 
ukrainischen Krankenhäusern 2022/23 eine Abnahme von 
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Labortestungen, Krebs-Screening-Untersuchungen, gynäko-
logischen Untersuchungen, Reha-Angeboten und Apotheken-
leistungen berichtet [17]. Auch andere Berichte belegen einen 
Mangel an bzw. Nicht-Verfügbarkeit von Medikamenten, z.B. für 
die Behandlung von Krebserkrankungen, Diabetes, Tuberkulo-
se, Schilddrüsenerkrankungen, KHK und Hypertonie [7, 18]. 

Es kommt ferner zu einem Mangel an medizinischem 
Personal, zumal dieses teilweise geflohen ist [18]. Für 2023 
wird angegeben, dass 30.000 Mitarbeiter im ukrainischen Ge-
sundheitswesen zur Armee oder ähnlichen Institutionen ein-
berufen wurden bzw. freiwillig dort Dienst leisteten. 2.500 
seien geflohen und 4.500 seien Migranten in der Ukraine [19].

Bei einer Auswertung von Kriegsverletzungen zeigt sich, 
dass schwere Schädel-Hirn-Traumen und thorakoabdominel-
le Blutungen die höchste Mortalität zeigen. Auch Verletzun-
gen des Körperstamms, des Halses und Verbrennungen ge-
hen mit einer relevanten Mortalität einher. Entscheidend für 
das Überleben sind präklinische Bluttransfusionen und kurze 
Transportzeiten [20].

Russische Truppen setzen sog. thermobare Waffen/Bom-
ben ein, durch die es zu großen Wunden mit häufigen Konta-
minationen, z.B. Weichteil-Schäden, drittgradigen Verbren-
nungen und Mehrfach-Frakturen, kommt – auch verursacht, 
weil durch die Explosionen Soldaten durch die Luft geworfen 
oder von großen Objekten verschüttet werden. Dazu kommen 
toxische Wirkungen durch Verbrennungsprodukte [4, 21–23]. 

Nach Erfahrungen der deutschen Unfallchirurgen mit Pati-
enten aus der Ukraine gibt es drei typische Verletzungsmuster:
	 Große Weichteil- und Knochendefekte, kontaminiert mit 

multiresistenten Keimen,
	 Gelenk-zerstörende, teils offene Gelenkfrakturen und
	 Verletzungen nach Amputation mit offenen, teils geschlos-

senen Weichteilen [24].

Ein frühzeitiges Ausfliegen der Verletzten ist nicht möglich, 
da die Luftüberlegenheit bei den Russen liegt [4]. Für die Ver-
letzten, die bei den vorgeschobenen chirurgischen Teams an-
kommen, wird geschätzt, dass rund 25 % bereits im hämorrha-
gischen Schock sind. Weitere 15–20 % der Überlebenden, die 
am ersten medizinischen Versorgungspunkt angelangen, be-
nötigen Bluttransfusionen [4]. Es gibt Schätzungen, wonach 
5–10 % der ukrainischen Soldaten an der Front verwundet 
oder getötet werden [4]. Als Konsequenz wird ein frühzeitiger 
Einsatz von Tourniquets (Abbindesysteme) angesehen [25].

Dazu kommt, dass es in der Ukraine an einer ausreichend 
großen Zahl qualifizierter Chirurgen fehlt [4]. Generell ist das 
ukrainische Gesundheitswesen – auch schon vor dem Krieg – 
rückständig gegenüber westlichen Standards. Die Ausrüstung 
ist limitiert (z.B. Beatmungsgeräte), die Hygiene unzureichend, 
teilweise gibt es eine schlechte Vor-Hospital-Versorgung [26].

Daten aus Deutschland zeigen einen Anstieg NDM-1- und 
NDM-1/OXA-48-produzierender Klebsiella pneumoniae in 
einen präpandemischen Bereich. Dabei hielt sich ein erheb-
licher Anteil der betreffenden Patienten davor in der Ukrai-
ne auf [27]. In Frankfurt wurden bei 17 von 103 Patienten 
(16,5%) aus der Ukraine 34 multiresistente Erreger nachge-
wiesen. Bei 10 der Patienten fanden sich 21 Carbapenem-re-
sistente Bakterien. Bei fünf von sechs Carbapenem-resisten-
ten Klebsiella pneumoniae wurden Hypervirulenz-Marker 
nachgewiesen [28]. Weitere Veröffentlichungen stützen diese 
Ergebnisse [29].

Auch aus anderen Ländern (z.B. Holland, Schweden) wurde 
über vermehrt multiresistente Erreger bei Patienten aus der Uk-
raine berichtet [23, 30–35, 84]. Teilweise wurden mehrere mul-
tiresistente Keime bei einem einzigen Patienten gefunden [36].

Dies dürfte auch Folge des teilweise unkritischen Einsat-
zes von Breitspektrum-Antibiotika schon sehr früh in der 
Therapie sein, wohingegen als geeignete Ersttherapie eher Cef-
triaxon, Metronidazol, Cefazolin oder Clindamycin genannt 
werden. Es gibt in der Ukraine offenbar keine generellen Emp-
fehlungen zum Einsatz von Antibiotika, ferner sind sie in den 
Apotheken frei verfügbar [23, 25, 37]. Bei einer Untersuchung 
und Befragung von über 120 Patienten und Bewohnern in der 
westlichen Ukraine gaben 44 % der Teilnehmer an, Antibioti-
ka zu nehmen, 25 % nahmen antiparasitäre Medikamente [38].

Insbesondere in den Kampfzonen werden durch Nah-
rungsmittel und Abfall auch Schädlinge wie Ratten und Mäu-
se angelockt, was auch zu Bissverletzungen und der Gefahr 
von Leptospirosen führt.

Es ist bekannt, dass im Krieg eine Zunahme sexuell über-
tragbarer Krankheiten festzustellen ist – durch Migration, 
schlechten Zugang zu Gesundheitseinrichtungen, mangelnde 
Kontrazeption und sexuelle Gewalt [39]. 

Ein besonderes Problem ist, dass die Prävalenz von Tuber-
kulose (auch multiresistente) und HIV in der Ukraine schon vor 
dem Krieg besonders hoch war. Durch den Krieg gibt es Pro-
bleme bei der Lieferung der erforderlichen Medikamente und 
der generellen Versorgung im Gesundheitswesen [40–42, 44]. 

Die niedrige Durchimpfungsrate der Kinder erhöht das 
Risiko des Ausbruchs von Kinderkrankheiten wie Polio, Ma-
sern oder Diphtherie. Beispielsweise betrug 2022 die Ma-
sern-Impfrate 69 % (noch niedriger 2017–2019 mit 42%) [7, 
43]. So kam es 2017–2020 zu einem großen Masernausbruch 
in der Ukraine mit über 115.000 Fällen [44]. Die Impfsituation 
in der Ukraine hat sich durch den Krieg weiter verschlechtert 
durch Flucht und Migration, Liefer- und Lagerschwierigkeiten 
(Stromausfall) und Zerstörung von Teilen der Infrastruktur 
des Gesundheitswesens [43].

Bei Vertriebenen und den durch den Krieg Verletzten 
kommt es in der Folge zu mentalen und psychosozialen Pro-
blemen, die auch im Nachgang eines Krieges relevant sind 
[45–48].

Durch den Krieg kommt es zu anhaltenden chemischen 
Kontaminationen von Luft, Wasser und Boden [49]. 

Von russischer Seite werden Antipersonen-Minen einge-
setzt. 30% der Ukraine sind kontaminiert mit Landminen und 
nicht explodierter Munition [4, 49]. In der Ukraine sind bis 
Anfang 2024 – überwiegend über Raketenwerfer – sieben Mil-
lionen Minen verlegt worden, die hunderte Quadratkilometer 
zu Minenfeldern machen [3]. Dies wird ein großes Problem 
für die Nachkriegszeit darstellen.

Beginnend mit den 1970er Jahren nahmen weltweit die 
Zahlen von Flüchtlingen zu, in den 1990er Jahren auch in 
Europa (vor allem als Folge der Konflikte in der Sowjetunion 
und in Jugoslawien). Ab 1990 lagen sie durchschnittlich bei  
3 Millionen jährlich in Europa [50].

Ende 2022 wurde geschätzt, dass es in der Ukraine, be-
dingt durch den Krieg, etwa 10 Millionen Flüchtlinge gab, die 
das Land verlassen haben. Allein nach Polen kamen bis Juli 
2023 über 13 Millionen Flüchtlinge, vor allem Frauen und 
Kinder, von denen 12 Millionen allerdings wieder zurück gin-
gen. Mitte 2023 lebten 3 Millionen Ukrainer in Polen [51].
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  Xxxxx

	 FL: Aufzählung

	 von über 3.000 beschädigten Gebäuden wurden mindes-
tens 467 zerstört, darunter fast 200 Wohnhäuser,

	 mehrere Kilometer Straßen wurden komplett zerstört,
	 auf der Ahrtalbahn wurden mindestens 7 Eisenbahnbrü-

cken und rund 20 Kilometer Gleis zerstört.

Gemessen an der Opferzahl war die Flutkatastrophe die 
schwerste Naturkatastrophe in Deutschland seit der 
Sturmflut 1962. 

Der Versicherungskonzern Aon geht von einer vorläufigen 
Schadenshöhe von mindestens 25 Milliarden US-Dollar aus.

Als Fazit wurden sanitäre Infrastruktur, Elektroversor-
gung, Kommunikationsnetze, Straßen und Brücken sowie ins-
besondere Wohnraum zerstört. Eine zeitnahe Evakuierung ge-
lang nicht.

Ende Dezember 2021 ging die Aufsichts- und Dienstleis-
tungsdirektion
	 von 42.000 Flutbetroffenen aus, von ihnen hatten mindes-

tens 17.000 unmittelbar Hab und Gut verloren oder erhebli-
chen Schaden;

	 8.800 Gebäude wurden von der Flutkatastrophe betroffen 
und ein Teil musste abgerissen werden.

	 10 Kindertagesstätten, 5 Krankenhäuser und Kliniken so-
wie 17 Schulgebäude wurden massiv beschädigt. 

	 Mehr als 800 Kindergartenplätze fielen durch die Flutkata-
strophe aufgrund mittel- und langfristiger Schäden weg.

	 17 Schulen im Überschwemmungsgebiet waren so stark be-
troffen, dass nach den Sommerferien 2021 kein Unterricht 
möglich war.

	 36 Arztpraxen waren völlig zerstört, 23 unmittelbar nach 
der Flut noch mit Einschränkungen funktionsfähig. 10 
Apotheken fielen komplett aus, 8 waren beschädigt [61].

Erst zwei Jahre nach der Flut konnte im Ahrtal ein Groß-
teil der Trinkwasserversorgung wieder freigegeben wer-
den [62].

Im Ahrtal standen viele Häuser in Überschwemmungsge-
bieten. Über eine Verlagerung wurde zwar viel geredet, tat-
sächlich wurden die allermeisten Häuser wieder an alter Stel-
le aufgebaut. Geld aus dem 30 Milliarden-Euro-Ahrtal-Fonds 
von Bund und Ländern gab es nämlich nur, wenn die Häuser 
an gleicher Stelle und in gleicher Qualität wiederaufgebaut 
wurden [63].

Dabei war die Flut im Ahrtal keineswegs die erste Flut-
katastrophe, die Deutschland heimsuchte. 2002 gab es 
Hochwasser – hervorgerufen durch tagelange Regenfälle – 
in Deutschland, Tschechien und Österreich, bei dem es zu 
schweren Überschwemmungen, besonders an Elbe und Do-
nau kam. Dies hatte wochenlange Hilfseinsätze zur Folge und 
Schäden in Höhe von 15 Milliarden Euro, davon in Deutsch-
land 9 Milliarden. Allein in Sachsen fielen an der Elbe 32 
Kläranlagen durch Überschwemmung und Stromausfälle 
aus. Dadurch gelangte Abwasser ungeklärt in die Elbe (Wi-
kipedia, Juni 2024).

Im Mai und Juni 2013 folgte ein Hochwasser in Mitteleu-
ropa durch tagelange Regenfälle, das u.a. Deutschland, die 
Schweiz, Österreich, Tschechien, Polen, die Slowakei und Un-
garn betraf. In Deutschland kam es zu Beeinträchtigungen 
im Schienen- und Straßenverkehr. In 55 Landkreisen wurde 
Katastrophenalarm ausgerufen, 19.000 Bundeswehr-Solda-
ten waren im Einsatz und 75.000 Feuerwehrleute (Wikipedia, 
Juni 2024). Die Gesamtschäden wurden auf fast 7 Milliarden 
Euro beziffert [64].

Für Anfang 2023 werden für Deutschland über eine Million 
Flüchtlinge aus der Ukraine angegeben. 90 % der Flüchtlinge 
sind Frauen und Kinder. 

Darüber hinaus gibt es noch geschätzt 7 Millionen Binnen-
flüchtlinge, die geflüchtet sind, aber innerhalb der Ukraine 
verbleiben. Somit sind gut 40 % der ukrainischen Bevölkerung 
zumindest zeitweise auf der Flucht (gewesen) [52–55]. 2024 
wird angegeben, dass seit Kriegsbeginn 11 Millionen Men-
schen ihre Heimat verlassen mussten [49].

  Mögliche Folgen für Deutschland bei Ausweitung des 
Krieges
Das deutsche Gesundheitswesen, und hier vor allem die 
Krankenhäuser, ist derzeit in einer kritischen Situation. Vie-
le Krankenhäuser sind defizitär und es gibt massive Stellenbe-
setzungsprobleme, vor allem im Pflegedienst [56]. Gleichzei-
tig wird ein Abbau der Krankenhäuser und auch der Kranken-
hausbetten gefordert. Im Vergleich zu anderen europäischen 
Ländern hat Deutschland in der Tat relativ viele Kranken-
häuser und Krankenhausbetten [57]. Allerdings fand in den 
letzten Jahren bereits ein ungeordnetes Krankenhaussterben 
statt. Die von der Ampelregierung vorgesehenen Reformen 
berücksichtigen in der letzten Fassung nicht die Bedarfe für 
Katastrophen- oder den Kriegsfall.

Bereits im Winter 2021/2022 kam es zu Belegungsproble-
men durch Infektionskrankheiten (vor allem bedingt durch 
Grippe, RSV und COVID-19) – mit verursacht durch Pflegeper-
sonalmangel. Insofern wäre in einer kriegerischen Situation 
bereits der vorhandene Personalmangel das Hauptproblem. 
Allerdings muss hierzu angemerkt werden, dass Deutschland 
relativ doppelt so viel Personal im Gesundheitswesen beschäf-
tigt wie die Ukraine vor dem Krieg [58, 59].

Eine Einbeziehung Deutschlands in einen Krieg kann un-
ter verschiedenen Konstellationen geschehen: Verteidigungs-
fall, Zustimmungsfall, Spannungsfall, Bündnisfall. Deutsch-
land wird als logistische Drehscheibe fungieren, Bündnispart-
ner und eigene Kräfte durch das zivile Gesundheitssystem im 
Rahmen des Host Nation Support versorgen. Es kann zu einer 
hybriden Kriegsführung auf deutschem Hoheitsgebiet kom-
men, zur Heranziehung ziviler Kräfte nach dem Wehrpflicht- 
und Arbeitssicherstellungsgesetz, um nur einige Möglichkei-
ten zu nennen. 

Je nach Umfang der Einbeziehung Deutschlands ist davon 
auszugehen, dass es zu einem Mangel an Versorgungskapazi-
täten kommen kann. Derzeit wird für den Verteidigungsfall 
geschätzt, dass bis zu 1.000 Soldaten pro Tag sanitäts-
dienstlich versorgt werden müssen [60].

  Katastrophen am Beispiel der Flut im Ahrtal
Bei der großen Flutkatastrophe im Juli 2021 an der Ahr wur-
den im Landkreis Ahrweiler 
	 62 Brücken zerstört und weitere 13 schwer beschädigt, 
	 19 Kindertagesstätten und 14 Schulen beschädigt, 
	 über 330 Menschen mussten mit bis zu 36 Hubschraubern 

von Dächern und Bäumen gerettet werden.
	 In der Stadt Sinzig starben 12 Bewohner einer Behinderte-

neinrichtung und 
	 alle 4 Kläranlagen wurden vollständig zerstört.

Eine Bestandsaufnahme 10 Tage nach dem Hochwasser ergab:
	 mindestens 17.000 Personen hatten unmittelbar Eigentum 

verloren,
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Sie alle spielen eine wichtige Funktion bei der Aufrechterhal-
tung des gesellschaftlichen Lebens. Bereits einzelne Ausfälle 
können das Zusammenleben massiv beeinträchtigen. Dies gilt 
umso mehr, wenn mehrere Bereiche ausfallen oder nur einge-
schränkt funktionieren.

Studie des TAB zu den Folgen eines langandauernden und 
großräumigen Stromausfalls
Nach einer Studie des Büros für Technikfolgenabschätzung 
des Deutschen Bundestages (TAB) zu den Folgen eines lang 
andauernden und großräumigen Stromausfalls wären alle 
kritischen Infrastrukturen betroffen und ein Kollaps der ge-
samten Gesellschaft wäre kaum zu verhindern [69]:

Die durch Bundeswehr, Technisches Hilfswerk (THW) 
oder Telekommunikationsunternehmen im Ereignisfall ein-
setzbaren mobilen notstromversorgten Funktechniken 
und leitungsgebundenen Kommunikationsmittel seien ver-
mutlich in erster Linie für die eigenen Erfordernisse vorgese-
hen und nicht für die Kommunikation von Behörden, Bevöl-
kerung und Unternehmen ausgelegt. Innerhalb weniger Tage 
entfalle für die Bevölkerung die Möglichkeit zur Kommunika-
tion mittels Telefonie und Internet, insbesondere da die End-
geräte nicht mehr stromversorgt seien. Im Bereich Transport 
und Verkehr würden die elektrisch betriebenen Elemente der 
Verkehrsträger Straße, Schiene, Luft und Wasser sofort oder 
nach wenigen Stunden ausfallen. Dies betreffe nicht nur die 
Transportmittel, sondern auch die Infrastrukturen (beispiels-
weise Ampeln). Innerhalb kürzester Zeit wäre der Straßenver-
kehr in großen Städten chaotisch, Kreuzungen, Tunnel und 
Schrankanlagen wären blockiert, es käme zu langen Staus. 
Durch den Ausfall der meisten Tankstellen blieben viele Fahr-
zeuge liegen, Individualverkehr nehme innerhalb 24 Stun-
den stark ab. Der öffentliche Personennahverkehr wäre we-
gen knappen Kraftstoffs allenfalls rudimentär vorhanden. Der 
stromversorgte Schienenverkehr käme abrupt zum Stillstand.

Bezüglich Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung könnten die Wasserinfrastruktursysteme ohne Strom 
nach kürzester Zeit nicht mehr betrieben werden. Im Bereich 
der Wasserversorgung werde elektrische Energie in der Was-
serförderung, Aufbereitung und Verteilung benötigt. Beson-
ders kritisch seien die elektrisch betriebenen Pumpen, sodass 
beispielsweise eine Grundwasserförderung nicht mehr mög-
lich sei. Im Bereich der Abwasserentsorgung sinke die anfal-
lende Schmutzwassermenge und die Zusammensetzung des 
Schmutzwassers würde sich ändern. So entstünde die Gefahr, 
dass sich durch konzentrierte Abwässer in der Kanalisation 
Ablagerungen bilden, die zu Verstopfungen und Geruchsbil-
dung führen. Die Unterbrechung der Wasserversorgung wirke 
sich insbesondere auch auf das häusliche Leben aus: Die tägli-
che Körperpflege wäre nicht mehr möglich, es gebe kein war-
mes Wasser. Zubereitung von Speisen und Getränken sei nur 
noch reduziert möglich und die Toilettenspülung funktionie-
re nicht. Eine Säuberung der Kleidung sei nicht mehr möglich.

In Deutschland existieren ca. 5.200 Brunnen zur Trink-
wassernotversorgung, wobei von einem Bedarf von ca. 15 Li-
tern pro Person und Tag ausgegangen wird. Inwieweit diese 
ausreichend bzw. einsatzfähig sind, ist unklar. Für die Ver-
sorgung von Krankenhäusern und Altenheimen reichen sie 
nicht aus. Diese müssen über eigene Wasserversorgungssys-
teme versorgt werden (siehe hierzu NoWater – https://www.
bbk.bund.de/DE/Themen/Kritische-Infrastrukturen/KRI-
TIS-Projekte/NOWATER/nowater_node.html#vt-sprg-6).

Eine aktuelle Befragung in Kitas und Pflegeeinrichtungen 
zeigt, dass man hinsichtlich Starkregen in diesen Institutio-
nen nicht hinreichend sensibilisiert ist [65].

Zu den zuletzt genannten Flutereignissen lassen sich kei-
nerlei medizinische Auswertungen finden. Anders verhält es 
sich bei der Flutkatastrophe im Ahrtal, da frühzeitig Prof. Ex-
ner aus Bonn eingeschaltet wurde und durch ihn Berichte zu 
Auswirkungen, beispielsweise auf Krankenhäuser und Ab-
wasserbehandlung, vorliegen.

  Risikoanalysen im Bevölkerungsschutz
Aus dem Jahr 2019 stammt eine Unterrichtung durch die Bun-
desregierung [66] zu Risikoanalysen im Bevölkerungs-
schutz. Demnach wurden seit 2012 folgende Risikoanalysen 
durchgeführt:
	 Extremes Schmelzhochwasser aus den Mittelgebirgen,
	 Pandemie durch Virus Modi-SARS,
	 Wintersturm,
	 Sturmflut,
	 Freisetzung radioaktiver Stoffe aus einem Kernkraftwerk
	 Freisetzung chemischer Stoffe.

Für die Pandemie wurde geschätzt, dass es innerhalb von drei 
Jahren bis zu 78 Millionen Erkrankte, bis zu 4,1 Millionen Kran-
kenhauspatienten und gleichzeitig bis zu 1,1 Millionen Intensi-
vpflichtige geben könnte. Dementsprechend wurde empfohlen, 
zu prüfen, ob eine Erhöhung der Bettenanzahl sinnvoll sei.

Auch auf Probleme im Gesundheitswesen bei Stromausfall 
wurde hingewiesen: So würden Blutkonserven und tempera-
turempfindliche Produkte verderben. Apotheken seien nicht 
zwangsläufig an die Notstromversorgung angeschlossen. 
Durch Stromausfall käme es auch zu Auswirkungen auf die 
Wasserversorgung: Ausfall der Förderpumpen zur Rohwas-
sergewinnung, Ausfall hausinterner Pumpsysteme, der Was-
serdruck bliebe nur für 1 bis 2 Tage ausreichend hoch.

Des Weiteren wurde der Aufbau von festen und mobilen 
Notstromaggregaten inklusive Kraftstoffvorräten empfohlen.

Einschränkungen bei der Mineralöl-Einspeisung in Pipe-
lines seien zu erwarten, da diese Strom erfordere. Die meis-
ten Tankstellen würden ausfallen, da sie keine Notstromver-
sorgung hätten.

Schließlich gibt es vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe (BBK) [67] ein 400-seitiges Handbuch 
zu Starkregen und Sturzfluten. Das zeigt, dass sich die staatlich 
zuständige Behörde bereits intensiv mit dem Thema beschäf-
tigt und wertvolle Hinweise zu präventiven und akuten Maß-
nahmen gegeben hat. Die Umsetzung der Maßnahmen in den 
Unternehmen/Einrichtungen der kritischen Infrastruktur ist 
sicher ausbaufähig.

  Kritische Infrastrukturen
Zu den kritischen Infrastrukturen, die für das Funktionieren 
eines Gemeinwesens notwendig sind, gehören:
	 Wasser
	 Energie
	 Ernährung
	 Finanz- und Versicherungswesen
	 Gesundheit
	 Informationstechnik und Telekommunikation
	 Abfallentsorgung
	 Medien und Kultur
	 Staat und Verwaltung
	 Transport und Verkehr [68]
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den müssten. Dazu zählten die Energieversorgungsunterneh-
men, zahlreiche Unternehmen – beispielsweise Informations- 
und Kommunikationsunternehmen, die Lebensmittelindus-
trie oder das Sicherheitsgewebe. Allein im Sektor Wasser gebe 
es 5.200 Versorger und 5.900 Entsorger und im Sektor Infor-
mationstechnik und Telekommunikation 3.000 Anbieter von 
Dienstleistungen.

Als eine Perspektive bei einem Stromausfall werden Insel-
netze genannt. Es benötige dafür Konzepte zum Aufbau und 
zur Nutzung dezentraler vernetzter Stromerzeuger.

Als Fazit kommt der Bericht zu der Folgerung, dass die 
Folgen eines derartigen großflächigen Stromausfalls einer 
nationalen Katastrophe glichen. Bereits nach 24 Stunden sei 
die Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens massiv beein-
trächtigt. In den ersten Tagen müssten Dialysezentren sowie 
Alten- und Pflegeheime zumindest teilweise geräumt werden, 
Arztpraxen und Apotheken seien zumeist geschlossen. Haus-
notrufsysteme würden nicht mehr funktionieren, ebenso die 
medizinischen Apparate der häuslichen Pflege.

Ein Beispiel ist der Stromausfall in Texas: Am 14. Febru-
ar 2021 zogen schwere Winterstürme über den Bundesstaat 
Texas. Das Stromnetz fiel für 4 Tage aus, 3 Millionen Haushal-
te waren betroffen. Ursächlich waren dabei nicht nur die Wet-
terbedingungen, sondern auch – wie man später ermittelte – 
problematische Wartungspraktiken, unzureichende Investiti-
onen für Überwinterung, fehlende Verbindungen zu anderen 
Hauptverbindungsleitungen des US-Stromnetzes und Proble-
me bei der Verwaltung des Netzes [68].

  Problem der Zentralisierung und Auslagerung von 
Aufgaben
Seit Jahren sind in den deutschen Krankenhäusern diverse 
Abteilungen ausgelagert beziehungsweise außerhalb zentra-
lisiert worden. Hierzu zählen in erster Linie die ZSVA/AEMP 
(AEMP: Aufbereitungseinheit für Medizinprodukte), La-
bore, Catering/Küchen, Wäschereien sowie Apotheken.

Die hierfür ursprünglich im Krankenhaus genutzten Räu-
me sind inzwischen überwiegend bis vollständig anderweitig 
genutzt, sodass ein mittelfristiges Insourcing überhaupt nicht 
möglich ist. Gleiches gilt für früher genutzte Geräte wie Steri-
lisatoren oder RDGs.

Wenn also diese ausgelagerten beziehungsweise zentra-
lisierten Einheiten durch kriegerische Handlungen beschä-
digt wären und ausfallen würden, so wären hierdurch immer 
mehrere Krankenhäuser in ihrer Leistungsfähigkeit einge-
schränkt.

Die Auswirkungen bei entsprechendem Ausfall können 
massiv sein:
	 Beim Ausfall einer AEMP ist keine Instrumentenaufbe-

reitung möglich, d.h. Operationen könnten nicht durchge-
führt werden. Geräte (z.B. Autoklav) am ursprünglichen 
Standort sind im Allgemeinen nicht mehr vorhanden, sodass 
ein Ausweichen in frühere Räume unrealistisch ist. Eine 
weitere Konsequenz wäre ein vermehrter Antibiotikaein-
satz bei Operationen: Schon heute werden vielfach Anti-
biotika nicht leitliniengerecht eingesetzt – daher ja auch die 
ABS-Ansätze -, verschärft würde dieses Problem u.U. durch 
Lieferengpässe für notwendige Antibiotikagruppen. Mit ei-
ner Zunahme multiresistenter Keime wäre zu rechnen.

	 Beim Ausfall von großen und überregionalen Laborato-
rien wären sehr viele Krankenhäuser betroffen. Eine mikro- 
biologische Diagnostik wäre nur eingeschränkt bzw. 

Bei Wassermangel nehme auch das Risiko von Bränden zu, im 
industriellen Bereich etwa durch den Ausfall von Kühlungen 
oder Prozessleitsystemen oder durch Versuche, in den Haus-
halten ohne Strom zu kochen, zu heizen und zu beleuchten.

Im Bereich der Lebensmittelversorgung komme es auf-
grund fehlender Klimatisierung und Durchlüftung in den ers-
ten Stunden zu Schäden in der Unterglasproduktion von Obst 
und Gemüse (Treibhäuser) sowie an Lagerhaltung. In der Tier-
haltung würden wichtige Funktionen in der Stalltechnik zu-
nächst durch Notstromaggregate aufrechterhalten. Sobald der 
Kraftstoffvorrat zu Ende gehe, was meistens nach 24 Stunden 
geschehe, würden die Tiere unter mangelnder Versorgung mit 
Futter, Wasser und Frischluft leiden, die auch nicht personell 
erbracht werden könnte. Am problematischsten sei die Versor-
gung von Schweinen und Geflügel in Beständen mit mehreren 
tausend Tieren. Unter diesen Bedingungen würden die Tiere 
oft die ersten Stunden schon nicht überleben.

Auch die weiterverarbeitende Lebensmittelindustrie falle 
sofort aus, sodass die Belieferung des Handels unterbrochen 
sei. Nur wenige Lager könnten die Notstromversorgung länger 
als zwei Tage aufrechterhalten.

Im Gesundheitswesen bestehe eine unmittelbare Abhän-
gigkeit von Elektrizität. Innerhalb einer Woche sei mit einem 
weitgehenden Zusammenbrechen der medizinischen und 
pharmazeutischen Versorgung zu rechnen. Bereits nach 24 
Stunden sei die Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens 
erheblich beeinträchtigt. 

Die Krankenhäuser verfügten über eine Notstromversor-
gung, die für 24 Stunden in Kernbereichen den Betrieb essen-
tieller Systeme aufrechterhält. Die Kraftstoffvorräte müssten 
für 1 bis 2 Tage ausgelegt sein. Für die Behandlung Kranker 
und Verletzter nicht unmittelbar benötigte Bereiche und Ge-
räte würde der Strom frühzeitig abgestellt. Dazu zählen Ver-
waltung, Rechenzentrum, Physiotherapie, Küche, allgemei-
ne Warmwasserversorgung, große Diagnosegeräte wie Kern-
spin- und Computertomographie.

Medikamente würden knapper werden, dies gelte insbe-
sondere für verderbliche Arzneimittel. Dramatisch würden 
sich Engpässe bei Insulin, Blutprodukten und Dialysier-Flüs-
sigkeiten auswirken.

Der Zusammenbruch der Krankenhausversorgung drohe. 
Zwar sei in den Notfallplänen der Krankenhäuser die Entlas-
sung möglichst vieler Patienten vorgesehen. Doch könnten 
aus den Kliniken allenfalls Patienten entlassen werden, die 
sich selbst versorgen könnten. Spätestens am Ende der ersten 
Woche breche die klinische Versorgung zusammen mit ge-
sundheitlicher Schädigung beziehungsweise Tod sehr vieler 
Menschen.

Weitere Einschränkungen würden sich bei Finanzdienst-
leistungen ergeben. Da auch diese (z.B. Geldautomaten) von 
der Stromversorgung abhängig seien.

Diese Entwicklungen hätten auch Auswirkungen auf das 
Verhalten der Menschen. Ein Zusammenbruch der Strom-
versorgung würde die Bürger verunsichern und ihrer Über-
zeugung von der Kontrollierbarkeit der Lebensbedingungen 
erschüttern. Dies führe zu Ohnmachtsgefühlen und Stress. 
Die Reaktionen seien unterschiedlich. Manche würden rück-
sichtsloser, aggressiver und gewaltbereiter werden, die Bereit-
schaft zu helfen könne abnehmen. Es könnten aber auch Hilfs-
bereitschaft und Empathie zunehmen.

Eine Planung für derartige Szenarien sei sehr komplex, 
da viele relevante nicht behördliche Akteure einbezogen wer-
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wird beziehungsweise werden kann, muss ebenfalls mit ei-
nem Fragezeichen versehen werden. 2023 wurde berichtet, 
dass für den weiteren geplanten Aufbau der Nationalen Reser-
ve keine Haushaltsmittel zur Verfügung stehen [60].

Bei der DGKH-Tagung zum Thema Anfang Februar 2023 
in Berlin wurde von Seiten der EU-Kommission berichtet, dass 
man Produktionskapazitäten in Europa plane, die im Bedarfs-
fall angefahren werden. Dies erscheint unrealistisch, denn 
woher soll beispielsweise das Personal rekrutiert werden, das 
über die entsprechende Erfahrung verfügt? Wie sicher ist das 
Betreiben und Anfahren von Maschinen und Geräten, die jah-
relang nicht genutzt wurden?

Man muss also weiterhin davon ausgehen, dass in Deutsch-
land eine hohe Abhängigkeit vom Ausland besteht, ganz be-
sonders für Grundstoffe der Chemie. Dies gilt auch insbesonde-
re für Medikamente: Lagen die Zulassungszahlen weltweit für 
Wirkstoffproduktion von Medikamenten in Asien im Jahr 2000 
noch bei 30 %, waren es im Jahr 2020 bereits 60% [70].

Realistisch betrachtet sind also in Deutschland derzeit 
nur geringe Kapazitäten für Eigenproduktionen bzw. für ein 
Hochfahren der Eigenproduktion vorhanden.

  Zerstörung sonstiger Infrastruktur
In der Ukraine kam und kommt es als Teil der Kriegsführung 
zu gezielten Angriffen auf die Infrastruktur, wie Wasser- und 
Stromversorgung sowie Abwasserentsorgung, mit dem stra-
tegischen Ziel, die Bevölkerung zu zermürben. Teilweise fällt 
die Stromversorgung stunden- bis tagelang aus. Die Entwick-
lung in der Ukraine zeigt, dass durch gezielte Angriffe auf die 
Strom-produzierende und -verteilende Infrastruktur Strom-
ausfälle verursacht werden, die ein ganzes Land betreffen 
können.

In Deutschland beträfe dies ebenfalls die Energieversor-
gung: Wenn Strom ausfällt, verfügen normalerweise alle Kran-
kenhäuser über Notstromaggregate, die zumindest für einige 
Stunden die Stromversorgung aufrechterhalten. Dass auch das 
ggf. nicht funktionieren muss, zeigte sich im Mai 2023 an der 
Charité in Berlin, als für mehrere Stunden der Strom ausfiel 
und die Notstromaggregate nicht ansprangen [71].

Laut einer Umfrage des Deutschen Krankenhaus Institutes 
[72] im Jahr 2022 reicht die Notstromversorgung bei 21 % der 
Krankenhäuser nur für einige Stunden bis zu einem Tag, bei 
59 % wenige Tage und bei 21 % eine Woche oder länger. Bei 
einem mehrtägigen Stromausfall könnten nur 14 % der Kran-
kenhäuser die Patientenversorgung umfassend sicherstellen, 
7 % müssten sie ganz einstellen. 71 % der Krankenhäuser ha-
ben Gas als alleinigen Energieträger.

Der Ausfall von Gas- und Ölversorgung würde bedeuten, 
dass Heizungen nicht laufen, dass teilweise Heißwasser aus-
fällt und dass Notstromaggregate in den Krankenhäusern 
nach einigen Stunden nicht mehr betrieben werden können.

Ein Ausfall der Stromversorgung hätte zur Folge, dass Be-
atmungsgeräte nicht betrieben werden können, keine Diag-
nostik möglich ist, OP-Lampen nicht funktionieren, die Zen-
tralsterilisation nicht arbeitsfähig ist, es unter Umständen zu 
Spannungsspitzen mit Ausfall von Geräten kommen kann. 
Man darf davon ausgehen, dass Photovoltaik, Wärmepumpen 
und Windräder nur anteilig zur Stromversorgung beitragen 
können und darüber hinaus auch nur wetterabhängig Leis-
tung erbringen.

Selbstverständlich würden reine Elektroautos nach eini-
gen Stunden nicht mehr fahren können. RTWs oder Feuer-

nicht mehr möglich, das heißt Antibiotika müssten „blind“ 
angewendet werden, mit dem Risiko einer vermehrten Re-
sistenzentstehung. Auch sonstige Labordiagnostik wäre 
nur eingeschränkt bzw. nicht vorhanden, das heißt, die 
Differentialdiagnostik wäre massiv eingeschränkt. Ent-
scheidend wären somit klinische Erfahrung, Blickdiagno-
sen und klassische Untersuchungen (z.B. Auskultation, Per-
kussion), wobei Kenntnisse hierzu durch Verlagerung auf 
rein technische Untersuchungsverfahren in den letzten Jah-
ren eher abgenommen haben dürften.

	 Beim Ausfall von Küchen und Catering würde eine Spei-
senlieferung nicht erfolgen. Dies würde unter Umständen 
aufgefangen durch Angehörige, die Essen ins Krankenhaus 
bringen – soweit Angehörige verfügbar wären. Die Kran-
kenhäuser selbst könnten den Ausfall zentraler Küchen 
nicht auffangen, da entsprechende Räume, Geräte und Per-
sonal nicht vorhanden sind.

	 Auch beim Ausfall von Wäschereien wären viele Kran-
kenhäuser betroffen. Ein Ersatz im Krankenhaus wäre nicht 
vorhanden.

	 Beim Ausfall von Apotheken würden Medikamente nicht 
geliefert, die Therapiemöglichkeiten wären massiv einge-
schränkt.

	 Ein längerer Stromausfall führt dazu, dass die oben ge-
nannten Infrastrukturen massiv betroffen sind. Kühl-
schränke fallen aus, Licht und Klimaanlage im OP fallen 
aus usw. Ein Ausfall der derzeit in vielen Krankenhäusern in 
Installierung befindlichen Patientenakte bedeutet, dass die 
Patientendaten für Tage oder Wochen komplett fehlen. Dies 
haben die Windows-Ausfälle (Crowdstrike) im Juli 2024 auf 
dramatische Weise gezeigt.

Allerdings kann die Zentralisierung von Abteilungen auch 
Vorteile bieten, wenn sie nicht betroffen sind, sondern „ledig-
lich“ einzelne Einrichtungen des Gesundheitswesens, sodass 
die Lieferungen aus den zentralen Einrichtungen weiterlaufen 
können. 

  Zerstörung von Lieferkapazitäten
Kriegerische Handlungen würden zu einer Zerstörung von Lie-
ferkapazitäten führen. Dies beträfe beispielsweise Impfstoffe, 
Blutkonserven, Medikamente, Diagnostika, Anästhetika. Ge-
rade letzteres würde die Möglichkeiten, Operationen durch-
zuführen, sehr beeinträchtigen. Da im Krankenhaus viele Ein-
malprodukte eingesetzt werden, z.B. im OP Kittel und Abde-
ckung, würde dies ebenfalls zu massiven Beeinträchtigungen 
führen, beziehungsweise zu einem erhöhten Risiko postopera-
tiver Infektionen. Ein Rückgang auf Eigenaufbereitung texti-
ler Abdeckungen und Kittel dürfte mittelfristig nicht möglich 
sein, da diese nicht vorhanden sind und ebenfalls nicht die ent-
sprechenden Aufbereitungsmöglichkeiten.

Aufgrund der in der Corona-Pandemie deutlich gewor-
denen Abhängigkeit von Einkäufen im Ausland wurde auf  
Bundesebene eine sogenannte Nationale Reserve Ge-
sundheitsschutz (NRGS) eingerichtet, in der medizinische 
Verbrauchsgüter, wie Schutzausrüstung und Beatmungsgerä-
te, gelagert werden sollen. Die Bevorratung soll für einen Mo-
nat reichen, vorzugsweise mit inländischen Produkten. Nach 
diesem Monat soll dann die inländische Produktionskapazität 
hochgefahren sein, sodass eine Lieferung möglich ist [85]. In-
wieweit dies realistisch ist, darf bezweifelt werden, denn wo 
sollen diese Produktionskapazitäten herkommen? Dass in der-
art großen Lagern ein „First in – First out“-Prinzip umgesetzt 
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ziert und war dadurch eines der größten in Europa [75]. Diese 
Stahlproduktion entfällt und entsprechende Liefer- und Pro-
duktionsprobleme nehmen zu, z.B. auch für OP-Instrumente.

Als eine besondere Bedrohung gelten heute auch Cy-
ber-Angriffe. In einem Bericht aus 2023 weist das Büro für 
Technologiefolgen-Abschätzung des Deutschen Bundestages 
[76] darauf hin, dass durch den Einsatz digitaler Technolo-
gien Kompetenzen bei Personal verloren gehen, die gerade in 
Krisensituationen gefordert sind.

  Besondere Probleme in Deutschland
In Deutschland gibt es Demografie-bedingt eine zunehmende 
Zahl von Menschen mit sehr hohem Alter. Die Erfahrungen 
aus dem Ukraine-Krieg lehren, dass alte Menschen eine ge-
ringe Mobilität zeigen und eher nicht flüchten. Sie wären also 
besonders betroffen, da sie in Kampfgebieten bleiben würden. 
Im Übrigen hat sich im Ukraine-Krieg gezeigt, dass auch Men-
schen aus niedrigen sozio-ökonomischen Schichten vermehrt 
verbleiben [58, 59].

In Deutschland gibt es einen hohen Anteil von Menschen 
mit Therapie-bedürftigen chronischen Erkrankungen so-
wie von Risikopersonen, z.B. mit Immunschwäche. Auch die-
se wären massiv betroffen, da ihre Therapie oder Versorgung 
(z.B. Dialyse) eingeschränkt wäre.

Was würde mit den Bewohnern in den Alten- und Pfle-
geheimen geschehen? Sie könnten nicht flüchten, gleichzeitig 
würden aber sehr wahrscheinlich viele der Mitarbeiter flüch-
ten. Oben wurde bereits darauf hingewiesen, dass bei Zerstö-
rung oder Schädigung von Krankenhäusern diese nur Patien-
ten entlassen könnten, die sich zu Hause selbst versorgen oder 
versorgt werden. Eine Entlassung in Alten- und Pflegeheime 
in den betroffenen Gebieten scheint dagegen nicht möglich, da 
das erforderliche Personal reduziert wäre.

Ebenfalls dürfte es in der ambulanten Pflege Personal- 
engpässe geben. In den Beatmungs-WGs käme es in sehr kur-
zer Zeit zu vielen Todesfällen.

Da es durch kriegerische Handlungen zu Umweltschäden 
kommt, z.B. durch Schadstoffaustritt, wäre eine hohe umwelt-
medizinische und umwelthygienische Kompetenz zur Bewer-
tung notwendig, die derzeit in Deutschland aber kaum noch 
vorhanden ist.

In Deutschland ist die Bevölkerungsdichte etwa dreimal so 
groß wie in der Ukraine: In Deutschland leben 233 Personen 
pro Quadratkilometer, in der Ukraine 75, in Syrien 95 und in 
Afghanistan 62. Dies bedeutet, dass bei vergleichbaren Situa-
tionen wie in der Ukraine in Deutschland immer – relativ ge-
sehen – mehr Menschen betroffen wären.

Im Übrigen wären, wenn Deutschland einbezogen wäre, 
natürlich auch Nachbarländer betroffen, sodass eine Unter-
stützung durch diese nicht möglich wäre. Die Ukraine erfährt 
derzeit Unterstützung aus vielen Ländern – bei Ausdehnung 
des Krieges bis Deutschland wäre jedes Land mehr oder min-
der auf sich selbst gestellt.

Im Falle kriegerischer Auseinandersetzungen würde die 
Zahl der Flüchtlinge steigen, die einmal nach Deutschland 
kommen oder durch Deutschland hindurchziehen. Aus den 
Erfahrungen der letzten Jahre zeigt sich, dass hierdurch be-
sondere Probleme entstehen im Hinblick auf Unterkünfte, 
Infektionskrankheiten und Zugang zum Gesundheitssystem 
[77]. Beispielsweise ist die Tuberkulose-Inzidenz in der Uk-
raine rund 15-mal höher als in Deutschland [78].

wehrautos, die ausschließlich über Batterie betrieben werden, 
wären im Ahrtal nach wenigen Stunden nicht mehr betriebs-
bereit gewesen.

Ferner gilt die Devise: Je zentraler die Versorgung ist, 
desto größer ist der Schaden beim Ausfall.

Angriffe auf lange Überlandleitungen von Strom – z.B. 
Trassen von der Nordsee nach Bayern – könnten ganze Land-
striche von der Stromversorgung abschneiden.

Wie massiv selbst kleinere Stromausfälle sein können, 
zeigte sich im Juni 2024 in der rheinland-pfälzischen Gemein-
de Budenheim, in der es durch eine Verpuffung in einem Um-
spannwerk zu einem mehrstündigen Stromausfall kam: Am-
peln funktionierten nicht mehr, die Tankstelle war außer Be-
trieb, ebenso Telefone und Internet [73].

Ein Ausfall von Strom würde im Falle der AEMP bedeu-
ten, dass eine Aufbereitung nicht mehr möglich ist: RDGs, 
Einschweißgeräte, PCs, Klimaanlagen usw. benötigen elektri-
schen Strom. Oft sind die AEMPs fensterlos im Untergeschoss 
verbaut, sodass sie auf Licht angewiesen sind. 

Für große Autoklaven ist eine zentrale Dampfversorgung 
erforderlich und generell ist eine erhebliche Wasserversor-
gung notwendig, z.B. für die RDGs.

Bei einer Befragung von deutschen Krankenhäusern er-
gab, dass nur 60 % der Alarmpläne die Versorgung von Ver-
letzten im Zusammenhang mit terroristischen Anschlägen 
und nur 34 % die Sicherheit der Infrastruktur behandeln. [74].

Ähnliches gilt für die Wasserversorgung: Derzeit wird 
geschätzt, dass pro Tag und Bett 500 Liter Wasser in medizini-
schen Einrichtungen benötigt werden. Im Falle einer Beschä-
digung oder eines Ausfalls der Wasserversorgung stünde Was-
ser zur Verfügung, das ggf. keine Trinkwasserqualität hätte. 
Ferner wäre unter Umständen von verkeimtem Trinkwasser 
auszugehen, mit der Gefahr einer Verbreitung trinkwasser- 
assoziierter Infektionen. Wie man im Ahrtal gesehen hat, 
muss bei Zerstörung des Trinkwasserleitungsnetzes mit dem 
Übertritt von Abwasser in die Trinkwasserversorgung gerech-
net werden. 

Wenn im Krankenhaus die Wasserversorgung zusammen-
bricht, wie funktionieren dann Toiletten, Duschenentwässe-
rung und Abwasserentsorgung? In Bad Neuenahr beispiels-
weise mussten wegen der nicht intakten Trinkwasserver- und 
Abwasserentsorgung alle Patienten aus dem Krankenhaus 
evakuiert werden und das Krankenhaus blieb für sechs Wo-
chen geschlossen.

Zerstörte bzw. fehlende sanitäre Infrastruktur hat Konse-
quenzen für die hygienisch gesicherte Versorgung der Pati-
enten. Das HyReKA-Verbundprojekt hat gezeigt, dass die Ab-
wasserkanalisation mit hochresistenten Bakterien mit Carba-
penemresistenz und Carbapenem-Determinanten extrem 
belastet ist, sodass in diesen Situationen zwangsläufig mit 
dem Auftreten von Infektionen mit Carbapenem-resistenten 
bzw. Carbapenemase-bildenden Erregern zu rechnen ist.  

Zerstörung sonstiger Infrastruktur bedeutet auch man-
gelhafte Lieferung und Verteilung von Lebensmitteln und 
sonstigen Gütern zur persönlichen Hygiene, z.B. Toiletten-
papier.

Wenn Straßen, Brücken, Eisenbahnstrecken, Flughä-
fen und Industriewerke teilweise oder ganz zerstört sind, 
können diese nicht schnell instandgesetzt werden. Beispiels-
weise hat das Azovstal-Stahlwerk in Mariupol, das völlig zer-
stört wurde, zuvor 4 Millionen Tonnen Stahl pro Jahr produ-
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heitspolitik anzustreben. Dies würde bedeuten, dass komple-
xe Ereignisse (z.B. Pandemie, langer Blackout, IT-Ausfall oder 
Extremwetter) weder zum Zusammenbruch der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung noch zu Versorgungsengpässen füh-
ren sollten. Eine besondere Chance sah er hierbei in der Auf-
arbeitung der Corona-Pandemie. Wie wir inzwischen wissen, 
sind wir davon derzeit weit entfernt. Nach Geier [79] muss der 
Bundestag jährlich über Risiken in Deutschland unterrichtet 
werden. Die Risiko-Analyse 2012 hatte eine SARS-Pandemie 
zum Inhalt. Der entsprechende Bericht wurde lediglich in ei-
nem Ausschuss des Bundestages zur Kenntnis genommen, 
aber weder fachlich, präventiv- und kurativmedizinisch noch 
politisch diskutiert. Auch sei in der Corona-Pandemie unver-
ständlicherweise die Interministerielle Koordinierungsgrup-
pe – die seit langem etabliert war – aufgelöst worden.

Bei der Krisenmanagementübung LÜKEX im Jahr 2007 
[80] hatte man eine mittelschwere Grippe-Pandemie ange-
nommen. Dabei wurden verschiedene Schwachstellen offen-
bar. Beispielsweise zeigten sich Ressourcenprobleme. So fehl-
ten fundierte Erkenntnisse zum Nutzen von Barriere-Maßnah-
men, wie z.B. Masken, Abstandsregeln und Lüftungssystemen. 
Ebenso fehlten konkrete Empfehlungen für die Bevorratung 
von PSA. Allerdings habe die Übung die grundsätzliche Trag-
fähigkeit des Pandemieplanes im Gesundheitswesen gezeigt. 
Dass die auf allen staatlichen Ebenen entwickelten Pandemie-
pläne bei vielen Entscheidungsträgern nicht bekannt waren, 
hat die Realität in der Corona-Pandemie deutlich gezeigt.

  Forderungen
Bei der Zukunftsplanung für das Gesundheitswesen und die 
Krankenhäuser muss grundsätzlich die Möglichkeit eines 
Krieges und von Naturkatastrophen mit bedacht werden. Dies 
gilt insbesondere auch für die anstehenden Veränderungen im 
Krankenhauswesen in Deutschland, in denen offensichtlich 
Kriegs- und Katastrophenszenarien bislang völlig unbeachtet 
bleiben.

Gleiches gilt für den Krankenhausbau, in dem kritisch die 
Vor- und Nachteile des In- und Outsourcings zu erwägen sind.

Erste Priorität haben Vorbereitungen für den Ausfall von 
Infrastruktur, z.B. Strom, Wasserver- und Abwasserentsor-
gung, Medikamenten- und Verbrauchsgüterlieferung. 

Gerade im Bereich der Stromversorgung sollten vermehrt 
dezentrale Lösungen geschaffen werden, ferner Vernetzun-
gen von diversen Stromliefer- und -transportkapazitäten.

Ein ausschließliches Setzen auf Strom ist für den Kriegs- 
und Katastrophenfall nicht zielführend. Windenergie und 
Photovoltaik liefern in Deutschland Wetter- und Tageszeit-ab-
hängig keine sichere Stromversorgung. Ein Mix aus verschie-
denen Energieträgern (z.B. Wasser-, Gezeitenenergie, Biomas-
se, Erd-, Meereswärme, aber auch Kernenergie sowie fossile 
Energieträger) muss strategisch in Deutschland abgewogen 
werden. Dabei sind insbesondere die Kraftstoffvorräte für 
Netzersatzanlagen und Notstromaggregate auszudehnen.

Die Bevölkerung muss mit den Inhalten des Selbstschutzes 
und der Selbsthilfe vertraut gemacht werden. Die Bedeutung 
des umfassenden Impfschutzes für den Gesundheitsschutz, 
besonders in Krisenzeiten, muss bei der Bevölkerung ankom-
men, umgesetzt und dauerhaft erhalten werden. Die Bevölke-
rung muss einbezogen werden, sie muss aufgeklärt und trai-
niert werden, um krisentüchtig zu werden. Sie muss die Ri-
siken kennen und, soweit wie möglich, eigenverantwortlich 
in der Vorbereitung auf den Krisenfall und reaktionsfähig im 

  Folgerungen
Die Erfahrungen des Krieges in der Ukraine wie auch in an-
deren Konfliktregionen zeigen, dass nicht unbedingt mit der 
Einhaltung des Völkerrechts gerechnet werden kann. Viel-
mehr stellen Angriffe auf die Zivilbevölkerung heute häufig 
ein wesentliches strategisches Element von Kriegen dar. Dabei 
ist insbesondere auch das Gesundheitswesen Ziel von Angrif-
fen.

In der Folge – und das ist auch das Ziel der Angriffe – kann 
es zum Ausfall kritischer Infrastrukturen wie der Strom- 
und Wasserversorgung kommen. Dies zeigt sich zunehmend 
(Stand Juni 2024) in der Ukraine, wo inzwischen landesweit 
teilweise mehrere Stunden am Tag der Strom abgeschaltet 
werden muss. Allein dies hat weitreichende Auswirkungen 
auch auf andere, u.U. nicht direkt betroffene Infrastrukturen, 
z.B. in der Trinkwasserversorgung (Ausfall von Pumpen).

Das Gesundheitswesen ist einerseits betroffen durch di-
rekte Angriffe und Zerstörungen. Hinzu kommen aber weite-
re Folgeschäden, z.B. durch mangelnde Medikamentenliefe-
rungen, fehlende oder nicht funktionierende Medikamenten-
lagerhaltung (Ausfall von Strom für Kühlschränke). Ebenso ist 
damit zu rechnen, dass die Mitarbeiterzahl im Gesundheits-
wesen dramatisch abnimmt – durch Wehrpflicht und Flucht. 
Da in derartigen Situationen auch die Möglichkeiten breiter 
Impfkampagnen abnehmen, ist in Friedenszeiten ein umfas-
sender Impfschutz aufzubauen.

Auch bei einem konventionellen Krieg ist mit einer täglich 
großen Zahl von Kriegsverletzten und mit hoher Sterblich-
keit an der Front zu rechnen. Im Unterschied zur Unfallchir-
urgie in Friedenszeiten ist mit mehr multiplen Verletzungen 
zu rechnen, z.B. gleichzeitig Knochenbrüche, Weichteil- und 
Organschäden zusammen mit Verbrennungen.

Da die Situation in Deutschland hinsichtlich Antibio- 
tika-Gabe und MRE-Häufigkeit deutlich besser ist als in der 
Vor-Kriegs-Ukraine, sollte ein MRE-Problem allenfalls mit 
Verzögerung zu erwarten sein.

Zu den beschriebenen somatischen Schäden bei Solda-
ten und Zivilbevölkerung kämen mentale und psychosozi-
ale, die auch über ein Kriegsende hinaus anhalten würden. 
Gleiches gilt für Risiken durch Munitionsreste und (Antiper-
sonen)Minen.

Durch (nicht) eingesetzte Munition und zerstörtes Gerät 
(z.B. Panzer) kommt es darüber hinaus zu erheblichen Um-
weltbelastungen (Boden, Wasser, Luft).

Auch durch zivile Katastrophen, wie Starkregen oder 
Flutkatastrophen, kommt es zu Schäden an diversen Infra-
strukturen, wenn gleich meist lokal begrenzt. Straßen und 
Brücken können zerstört oder beschädigt werden, ebenso Ge-
bäude. Strom- und Trinkwasserversorgung können betroffen 
sein, ebenso Abwasserentsorgung und Kläranlagenausfall. 
Wie die Erfahrungen im Ahrtal zeigen, können Infrastruktur-
ausfälle über ein bis zwei Jahre bestehen.

In den lokalen betroffenen Regionen kann es ebenso zu 
Einschränkungen im Gesundheitswesen kommen. Daher 
wird in Papieren zum Katastrophenmanagement darüber 
nachgedacht, ob nicht ein Überhang an Krankenhausbetten 
vorhanden sein sollte. Die gegenwärtige Krankenhausreform 
bezweckt jedenfalls das Gegenteil und wird offensichtlich 
durchgeführt, ohne auch nur einen Gedanken auf Katastro-
phenvorsorge zu verwenden.

2020 hat Wolfram Geier [79], Abteilungsleiter im BBK, 
dafür plädiert, Resilienz als politisches Ziel moderner Sicher-
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Krisenfall sein. Für diejenigen, die nicht in der Lage sind, ei-
genverantwortlich zu handeln – wie Kleinkinder, vulnerable 
Personen (z.B. Immunsupprimierte, Hochbetagte), physisch 
und/ oder psychisch Eingeschränkte, Kranke und Patienten in 
Krankenhäusern und Pflegeheimen – müssen resiliente Struk-
turen zu deren Gesundheitsschutz und Hilfe unter Berück-
sichtigung der geschilderten Szenarien gestaltet werden. Der 
Hygiene und öffentlichen Gesundheit kommt hierbei eine be-
sondere Aufgabe zu. Gesundheitliche Krisenvorbereitung soll-
te auch als wissenschaftliche Disziplin etabliert werden.

Ähnlich der gesundheitspolitischen Forderung „Health 
in all policies“ muss künftig als politische Forderung stehen: 
„Health and crisis resilience in all policies“.

Die Vorgaben aus der Rahmenrichtlinie Gesamtverteidi-
gung, der Konzeption Zivile Verteidigung und des Gesetzes 
über den Zivilschutz und die Katastrophenhilfe des Bundes 
[81–83] sind von allen Beteiligten (Bund, Länder, Kommu-
nen, Unternehmen, Einrichtungen des Gesundheitswesens,  
Bürger/innen) im eigenen Zuständigkeitsbereich bestmöglich 
zu Planen und in gemeinsamen Übungen zu überprüfen und 
fortzuschreiben.

Bezüglich der angewandten Medizin sollte wieder ver-
mehrt auf Ganzheitlichkeit geachtet werden, z.B. sollten alle 
Ärzte in den klassischen Verfahren der non apparativen Pati-
entenuntersuchung (z.B. Auskultation) Erfahrung haben.

Vermehrt sollten wieder Kenntnisse zu Kriegs- und Un-
fallchirurgie, Toxikologie (auch chemische Kampfstoffe), bio-
logischen Kampfstoffen, radioaktiver Strahlung sowie selte-
nen Infektionskrankheiten erworben werden.
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